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24. August 2017 

 

- Entwurf - 

Feststellung und rückwirkende Inkraftsetzung 

d e r  V e r o r d n u n g 

 

über den Bebauungsplan Niendorf 90 

im ergänzendem Verfahren nach § 214 Absatz 4 des Baugesetzbuchs 

 

Vom       

 

Auf Grund von § 10 und § 214 Absatz 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298, 1302), in Verbin-
dung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 13. Februar 2015 (HmbGVBl. S. 
39), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 402), zuletzt geändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 
167), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298, 1302), § 81 Absatz 1 
Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt 
geändert am 17. Februar 2016 (HmbGVBl. S. 63) sowie § 1, § 2 Absatz 1 und § 3 der Weiterübertra-
gungsverordnung-Bau vom 8. August 2006, (HmbGVBl. S. 410), zuletzt geändert am 5. April 2013 
(HmbGVBI. S. 142, 147), wird verordnet: 

 

§ 1 

 (1) Der Bebauungsplan Niendorf 90 für den Geltungsbereich zwischen Kollaustraße, Vogt-
Cordes-Damm, Flughafen, Kleingärten und Papenreye (Bezirk Hamburg-Eimsbüttel, Ortsteil 
318) wird im ergänzenden Verfahren nach § 214 Absatz 4 des Baugesetzbuchs festgestellt 
und rückwirkend zum 6. April 2013 in Kraft gesetzt. 

 Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 
 

Kollaustraße – über die Flurstücke 3310 (Vogt-Cordes-Damm), 3319, 11316, 11893, 3315, 
11192, 12183, 10812, 3310 (Vogt-Cordes-Damm) und 11475, Ost- und Nordgrenze des Flur-
stücks 11475, über die Flurstücke 11475 und 12195, Ostgrenze des Flurstücks 8164, Nord- 
und Ostgrenze des Flurstücks 8848 der Gemarkung Niendorf – Papenreye. 

 
(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die ihm beigegebene Begründung sowie 

die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Absatz 1 Baugesetzbuch werden beim 
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung 
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei 
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, 
können sie gegen Kostenerstattung erworben werden. 
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2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, kann ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich werden 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans 
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

§ 2 

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachstehende Vorschriften: 

1. Im Gewerbegebiet sind Bordelle und bordellartige Betriebe unzulässig; Ausnahmen für Wohnun-
gen und Vergnügungsstätten gemäß § 8 Absatz 3 Nummern 1 und 3 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 4. 
Mai 2017 (BGBl. I S. 1057, 1062), werden ausgeschlossen. 

2. In den mit "GE 1" bezeichneten Teilen des Gewerbegebiets sind Einzelhandelsbetriebe unzuläs-
sig. Ausnahmsweise können Verkaufsstätten im Erdgeschoss dort ansässiger Betriebe des 
Handwerks oder des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes als untergeordnete Neben-
betriebe zugelassen werden. Diese Verkaufsstätten müssen im unmittelbaren räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang mit dem jeweiligen Handwerks- oder Gewerbebetrieb stehen. Die 
Verkaufsstätte muss dem Betrieb räumlich angegliedert und als dessen Bestandteil erkennbar 
sein; die Verkaufs- und Ausstellungsfläche muss der mit Betriebsgebäuden des Gewerbe- oder 
Handwerksbetriebes überbauten Fläche untergeordnet sein und darf maximal 150 m² betragen. 

3. In den mit "GE 2" bezeichneten Teilen des Gewerbegebiets sind Einzelhandelsbetriebe unzuläs-
sig, soweit sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppichböden und sonstigen Flächen 
beanspruchenden Artikeln einschließlich Zubehör oder Baustoffen, Werkzeugen, Gartengeräten 
und sonstigem Bau- und Gartenbedarf handeln. Randsortimente dürfen auf bis zu 10 vom Hun-
dert (v.H.) der Geschossfläche angeboten werden. Ausnahmsweise können Verkaufsstätten im 
Erdgeschoss dort ansässiger Betriebe des Handwerks oder des produzierenden und verarbei-
tenden Gewerbes als untergeordnete Nebenbetriebe zugelassen werden. Diese Verkaufsstätten 
müssen im unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Handwerks- oder Gewerbebetrieb stehen. Die Verkaufsstätte muss dem Betrieb räumlich ange-
gliedert und als dessen Bestandteil erkennbar sein; die Verkaufs- und Ausstellungsfläche muss 
der mit Betriebsgebäuden des Gewerbe- oder Handwerksbetriebes überbauten Fläche unterge-
ordnet sein und darf maximal 150 m² betragen. 

4. Im Gewerbegebiet sind Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie Garagen, mit Ausnahme 
notwendiger Grundstückszufahrten, nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig. Auf den Flächen zum Ausschluss von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen ist die Her-
stellung von Zuwegungen und notwendige Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen und Tiefgaragen 
zulässig. 
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5. Im Gewerbegebiet sind Werbeanlagen nur an Ort und Stätte der Leistung zulässig. Werbeanla-
gen dürfen die festgesetzten Gebäudehöhen nicht überschreiten. 

6. Im Gewerbegebiet sind nur Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von bis zu 
20 Grad zulässig. 

7. Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle 
angegebenen Emissionskontingente L(EK) nach DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ weder 
am Tag (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch in der Nacht (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) überschreiten: 

Tabelle 1: Emissionskontingente 

Teilfläche L(EK), Tag L(EK), Nacht 

dB (A)/m
2
 dB (A)/m

2
 

TF 1 58 42 

TF 2 58 43 

TF 3 59 44 

TF 4 57 42 

TF 5 57 42 

TF 6 59 46 

 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 5, vom Dezember 2006 (Bezugs-
quelle: Beuth-Verlag GmbH, Berlin, Auslegestelle: Bezirksamt Eimsbüttel, Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung, Hamburg). Bei der Prüfung für die Nacht ist die volle Stunde mit dem höchs-
ten Beurteilungspegel („lauteste Nachtstunde“) maßgebend. 

8. Im Gewerbegebiet sind die Aufenthaltsräume – hier insbesondere die Pausen- und Ruheräume – 
durch geeignete Grundrissgestaltung den vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudeseiten zuzu-
ordnen. Soweit die Anordnung an den vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudeseiten nicht 
möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender Schallschutz an Außentüren, Fenstern, Au-
ßenwänden und Dächern der Gebäude durch bauliche Maßnahmen geschaffen werden. Der bau-
liche Schallschutz für Aufenthaltsräume ist entsprechend den Bestimmungen der Zweiten Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (2. FlugLSV) vom 8. Sep-
tember 2009 (BGBl. I S. 2992) auszuführen. 

9. Innerhalb der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, 
sind bauliche Maßnahmen vorzusehen, die Gasansammlungen unter den baulichen Anlagen und 
den befestigten Flächen und Gaseintritte in die baulichen Anlagen durch Bodengase verhindern. 

10. Für den mit „a1“ bezeichneten Teil des Gewerbegebiets sind Gebäude mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten, wobei hier ein Abstandsflächenmaß von 0,4 h, jedoch mindestens 2,5 m, ein-
zuhalten ist und Gebäude maximal 50 m Länge aufweisen dürfen. Für den mit „a2“ bezeichneten 
Teil des Gewerbegebiets sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, wobei hier ein 
Abstandsflächenmaß von 0,4 h, jedoch mindestens 2,5 m, einzuhalten ist und Gebäudelängen 
von mehr als 50 m zulässig sind. 

11. Im Gewerbegebiet muss der Durchgrünungsanteil auf den jeweiligen Grundstücken mindestens 
20 v.H. betragen. Mindestens 10 v.H. der Grundstücksflächen sind mit Bäumen und Sträuchern 
zu bepflanzen. Der mit „(A)“ bezeichnete Vorgartenbereich entlang der Straße Vogt-Cordes-
Damm ist mindestens zu 50 v.H. als Vegetationsfläche anzulegen. Der mit „(B)“ bezeichnete Vor-
gartenbereich entlang der Kollaustraße ist mindestens zu 30 v.H. als Vegetationsfläche anzule-
gen. Für die Herstellung notwendiger Zuwegungen und Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen und 
Tiefgaragen können auf den mit „(A)“ und „(B)“ bezeichneten Flächen ausnahmsweise auch ge-
ringere Anteile an Vegetationsfläche zugelassen werden. 

12. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum zu pflan-
zen. 
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13. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind standortgerechte Laubgehölze zu ver-
wenden und zu erhalten. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 
18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich großkroniger 
Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen und zu begrünen. 

14. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen mit großkronigen Bäumen 
vorzunehmen. Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Baumstandorten sind zulässig. 
Außerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabun-
gen im Kronentraufbereich dieser Bäume unzulässig. 

15. Im Gewerbegebiet sind Dächer, die größer als 100 m² sind, mit einem mindestens 8 cm starken 
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Ausgenommen sind Flächen für 
technische Dachaufbauten bis maximal 50 v.H. der Dachfläche.  

16. Auf den Flurstücken 4245, 4246, 3302, 4411, 12402, 12392, 3304, 3305, 3307 und 6341 der 
Gemarkung Niendorf sind die zur Straße Vogt-Cordes-Damm ausgerichteten Außenwände von 
Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt, sowie fensterlose Fassaden, mit Schling- 
oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. 
Auf den Flurstücken 3308 und 8164 sind die zur Straße Vogt-Cordes-Damm sowie die zu der öf-
fentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ auf den Flurstücken 12107, 12108 
und 12195 ausgerichteten Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m be-
trägt, sowie fensterlose Fassaden mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden." 

17. Im Gewerbegebiet sind auf den privaten Grundstücksflächen die Geh- und Fahrwege sowie 
Platzflächen in wasser- und luftundurchlässigem Aufbau herzustellen. Feuerwehrumfahrten und -
aufstellflächen auf zu begrünenden Flächen sind in vegetationsfähigem Aufbau (Schotterrasen) 
herzustellen. 

18. Bei Neubauten ist an den nach Süden und Osten ausgerichteten Außenwänden je 15 m Wand-
länge mindestens eine künstliche Höhle für Fledermausarten an geeigneten Stellen anzubringen 
und zu unterhalten. 

19. Für die Erschließung des Gewerbegebiets sind weitere örtliche Verkehrsflächen erforderlich. Ihre 
genaue Lage bestimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie werden auf Antrag in einem 
Bescheid nach § 14 des Hamburgischen Wegegesetzes Hamburgisches Wegegesetz (HWG) in 
der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83), zuletzt geändert am 16. November 
2016 (HmbGVBl. S. 473) festgesetzt oder für Teilbereiche nach § 125 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs hergestellt. 

§ 3 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. 


